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1138. Vorsorgeverpflichtungen für Ruhegehälter der Professorinnen
und Professoren der Universität Zürich, versicherungsmathematische
Grundlagen

Für die Ruhegehälter der Professorinnen und Professoren der Universi-
tät Zürich, die vor dem 16. April 1989 berufen wurden, bestehen Vorsorge-
verpflichtungen in der Leistungsgruppe Nr. 4950, Verrechnete Zinsen
und nicht zugeordnete Sammelpositionen. Die Universität zahlt monat-
lich Renten an die begünstigten Personen aus und stellt diese der Finanz-
verwaltung in Rechnung. Für 2013 wurden 26,4 Mio. Franken als Renten-
zahlung der in der Leistungsgruppe Nr. 4950 bestehenden Rückstellung
belastet. Es handelt sich um einen geschlossenen Bestand von Berech-
tigten. Die Anzahl der aktiven Versicherten (per 31. Dezember 2013: sechs
Professorinnen und Professoren) als auch die der Rentnerinnen und
Rentner (am 31. Dezember 2013: 205) nimmt laufend ab.

Die Höhe der Leistungen und Ansprüche ist in § 3 der Verordnung über
das Ruhegehalt der Professorinnen und Professoren der Universität
Zürich vom 5. November 1999 geregelt (LS 415.22; in Kraft seit 1. Januar
2000). Danach beträgt der Höchstbetrag des Ruhegehalts 60% der mass-
geblichen Besoldung.

Zur Bestimmung der am Jahresende auszuweisenden Verpflichtung
wird jährlich ein versicherungsmathematisches Gutachten durch den be-
auftragten Pensionsgutachter, zurzeit die Swisscanto Vorsorge AG, er-
stellt. Die Verpflichtung ergibt sich dabei aus dem Barwert der zukünfti-
gen Ansprüche. Um den Barwert ermitteln zu können, sind versicherungs-
mathematische Annahmen durch den Kanton vorzugeben. Bisher hat
sich die Finanzverwaltung bei der Definition der Vorgaben an den ver-
sicherungsmathematischen Annahmen der BVK orientiert.

Per 31. Dezember 2013 verwendete die BVK nachfolgende versiche-
rungsmathematische Annahmen:
– zur Abbildung des Risikos der Langlebigkeit: Einsatz von Perioden-

tafeln als Sterbetafeln
– zur Abbildung des Zinsrisikos: Technischer Zinssatz von 3,5%

Die Finanzkontrolle hat in ihren Feststellungen zur Rechnung 2013
darauf hingewiesen, dass eine Verminderung des technischen Zinssatzes
für die Berechnung der Rückstellungen aus der Ruhegehaltsordnung der
Universitätsprofessorinnen und -professoren angebracht sein könnte. Sie
verzichtete aber auf eine abschliessende Beurteilung unter Hinweis auf
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die 2014 anstehende Bereinigung der Vorsorgeleistungen für ehemalige
Mitglieder des Regierungsrates, des Obergerichts, des Kassationsgerichts
und des Verwaltungsgerichts sowie für ehemalige Mittelschullehrperso-
nen zwischen BVK und dem Kanton Zürich im Jahr 2014.

Mit RRB Nr. 729/2014 wurde der Ausfinanzierung des Staatsanteils für
ehemalige Mitglieder des Regierungsrates, des Obergerichts, des Kassa-
tionsgerichts und des Verwaltungsgerichts sowie für die ehemaligen Mit-
telschullehrpersonen auf den 1. Januar 2014 zugestimmt. Die Berechnung
der zu übertragenden Verpflichtung beruhte dabei auf einem Gutachten
der Libera AG, die folgende versicherungsmathematischen Annahmen
verwendete:
– zur Abbildung des Risikos der Langlebigkeit: Einsatz von Generatio-

nentafeln (Menthonnex-Methode) als Sterbetafeln
– zur Abbildung des Zinsrisikos: Technischer Zinssatz von 1,25% (risiko-

lose Anlagerendite für zehnjährige Bundesobligationen per 31. Dezem-
ber 2013)
Die Anpassung der Annahmen wurde gemäss Libera AG für die Aus-

finanzierung des Staatsanteils erforderlich, da es sich um einen geschlos-
senen Versichertenbestand mit ausschliesslich Ruhegehaltsempfänge-
rinnen und -empfängern handelte. Zur Abdeckung des Langlebigkeits-
risikos und des Zinsrisikos seien die von ihr verwendeten Annahmen
besser geeignet als die Annahmen der BVK zur Berechnung des Vor-
sorgekapitals, da die BVK eine offene Vorsorgekasse mit einem hohen
Anteil von Aktivversicherten (am 31. Dezember 2013: 71%) ist.

Da es sich bei den Verpflichtungen aus der Ruhegehaltsordnung für
die Universitätsprofessorinnen und -professoren wie bei den ehemaligen
Mitgliedern des Regierungsrates, der Gerichte sowie der Mittelschul-
lehrpersonen um einen geschlossenen Versichertenbestand mit weniger
als 3% Aktivversicherten handelt, sind die gleichen versicherungsma-
thematischen Annahmen anzuwenden, wie sie der Ausfinanzierung des
Staatsanteils mit RRB Nr. 729/2014 zugrunde gelegt wurden.

Das Verhältnis der Anpassung der Rückstellung im RRB Nr. 729/2014
im Verhältnis zum Bestand der Rückstellung des Staatsanteils für ehema-
lige Mitglieder des Regierungsrates, des Obergerichts, des Kassations-
gerichts und des Verwaltungsgerichts sowie für ehemalige Mittelschullehr-
personen per 31. Dezember 2013 beträgt 22,85%. Unter Berücksichtigung
der gleichen Anpassungsrate ergibt sich eine einmalige erfolgswirksame
Zunahme der Verpflichtung aus der Ruhegehaltsordnung der Universi-
tätsprofessorinnen und -professoren in Höhe von 52,9 Mio. Franken für
2014, von denen bereits 14 Mio. Franken im Budget 2014 berücksichtigt
sind. Die zusätzliche erfolgswirksame Belastung von 38,9 Mio. Franken
wurde für den Zwischenbericht II/2014 gemeldet.
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Die tatsächliche Höhe der Anpassung der Rückstellung ergibt sich erst
auf der Grundlage des versicherungsmathematischen Gutachtens des
Pensionsgutachters, der Swisscanto Vorsorge AG, das im Januar 2015 vor-
liegen wird.

Auf Antrag der Finanzdirektion

b e s c h l i e s s t  d e r  R e g i e r u n g s r a t :

I. Die Berechnung der auszuweisenden Vorsorgeverpflichtung aus der
Verordnung über das Ruhegehalt der Professorinnen und Professoren
der Universität Zürich erfolgt gestützt auf Generationen tafeln (Men-
thonnex-Methode) und auf einen risikolosen, von der Schweizerischen
Nationalbank berechneten Kassazinssatz auf zehnjährige Bundesobliga-
tionen zum Bilanzstichtag.

II. Die Bewertungsmethode wird erstmals für den Rechnungsabschluss
2014 angewendet. Die Bewertung wird jährlich aktualisiert.

III. Die Finanzdirektion wird beauftragt, den beauftragten Pensions-
gutachter über diesen Beschluss zu informieren.

IV. Mitteilung an die Direktionen des Regierungsrates und die Staats-
kanzlei.

Vor dem Regierungsrat
Der Staatsschreiber:

Husi


